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Nnrtlicker Teil.
Das Brandunglück in Lökktngen .

** Das Staatsministerium hat der Gemeinde Löffingen
durch ein Telegramm des Staatspräsidenten die herzlichste
Teilnahme zu dem Brandunglück aussprechen lassen. Minister
Remmele wird an Ort und Stelle die für die erste Hilfe¬
leistung notwendigen Maßnahmen treffen .

„Lckärkere Tonart?"
dl.-8. Berlin , 29. Juli .

Die oberschlesische Frage drängt zur Entscheidung,
pnd wenn nicht im letzten Augenblick noch eine Überraschung
kommt, wird diese Entscheidung auf der Tagung des Obersten
Pate » fallen , die Anfang August in Paris beginnen soll . Wenn
es nach dem Willen Frankreichs geht, wird noch vor dieser
Tagung im Botschafterrat auf Grund des Gutachtens der
Sachverständigen, deren Verhandlungen bereits begonnen ha¬
ben, die Vorfrage der Truppenentsendungen ent¬
schieden werden. Es ist aber nicht gerade wahrscheinlich, daß
der Botschafterrat zu einer Einigung gelangt ; und
so werden die beiden Entscheidungen Wohl zusammen fallen ,
was praktisch auf ein Scheitern der französischen
Pläne hinausläuft .

Die Reichsregierung hat zu diesen Plänen in zwei
Noten Stellung genommen, die dem französischen Botschafter
am 23. Juli überreicht worden sind . Die erbetene Mitwirkung
bei der Beförderung einer neuen französischen Division nach
Oberschlesien auf dem Landwege ist entsprechend dem Ver¬
sailler Vertrag unter der Voraussetzung zugesagt worden, daß
dies Verlangen von den drei Besatzungsmächton ausgehe , und
da diese Voraussetzung zunächst natürlich nicht erfüllt war , hat
die Pariser Hetzpresse die deutsche Antwort als „ironisch" und
„unverschämt" bezeichnen zu dürfen geglaubt . Die ausführ¬
liche Erwiderung auf die französischen Beschwerden über die
angeblich durch den Deutschen Selbstschutz und allgemeine Auf¬
standsabsichten der deutschen Bevölkerung Oberschlesiens her-
vorgerufene Unsicherheit hatte es verhältnismäßig leicht , den
Nachweis zu erbringen , wie diese Vorwürfe die Tatsachen auf
den Kopf stellen , wie geringfügig und vielfach grundlos das
vorgebrachte Anklagematerial ist, wie fragwürdig die Zuver¬
lässigkeit der Gewährsleute , auf die es sich stützt, und wie in
Wahrheit die Polen sich alles dessen schuldig machen, was man
den Deutschen zur Last legt. . .

Wenn es sich fast von selbst versteht, daß auch diese ausführ¬
liche Antwort , die mit einem eindringlichen Appell an den
Wahrheitssinn und das Gerechtigkeitsgefühl der französischen
Regierung und außerdem mit einem nachdrücklichen Hinweis
auf die Lohaliät der deutschen Regierung in der Ausführung
aller übernommenen Verpflichtungen schließt, von der fran¬
zösischen Presse als „deutsche Unverschämtheit" bezeichnet wird,
so darf es dagegen als befremdlich bezeichnet werden, daß ein
Teil der deutschen Presse diese Entgegnung als Anzeichen
des Überganges zu einer „Politik der schärferen Ton¬
art " auffaßt , um sie je nach ihrem eigenen Standpunkt zu
begrüßen oder zu bekämpfen. Diese Auffassung ist durchaus
verkehrt . Die gegenwärtigeRegierung müßte
sich geradezu selbst untreu werden , wenn sie
« S jetzt mit einer Politik der schärferen Ton¬
art versuchen wollte , und wem das gegen den Strich
geht, der mag sich fragen , ob irgend eine Regierung , die sich
auf den Boden der Tatsachen stellt, von dem Übergang zu einer
solchen Politik sich irgend etwas versprechen könnte. Aber wir
sind nun einmal ein fast hoffnungslos unpolitisches Volk, und
selbst die einfachsten Elemente der Staatskunst müssen einen
fast aussichtslose Kampf mit der leren Phraseologie kämpfen,
die immer noch einen so großen Teil unserer politischen Er¬
örterungen beherrscht. Wohin sollte uns die Politik der schär¬
feren Tonart führen ? Wo ist auch nur die leisesteMöglichkeit
vorhanden, unseren Rechtsverwahrungen die Tat de» Wider¬
standes folgen zu lassen , wo auch nur daS flüchtigste Anzeichen
dafür , daß wir bei einem solchen Versuch von irgend welcher
Seite her irgend eine Hilfe zu erwarten hätten , während uns
Andererseits die Hand Frankreichs an der Kehle sitzt ?

Tatsächlich bedeutet die Antwortnote der deutschen Regierung
nichts anderes als eine schlichte und sachliche Wahrung unseres
Rechtsstandpunktes. Wir sind zur Zeit noch ganz überwiegend
Objekt der Politik und zwar der Politik feindlicher Mächte.
Wir können zwar protestieren , aber wehren können wir unS
nicht ; und selbstverständlich müssen wir unermüdlich gegen
eine Politik protestieren, die Deutschland schließlich zum Auf¬

marsch- und Durchmarschgebiet für fremde Heere machen
möchte . Wir protestieren außerdem gegen die völlige Ver¬
drehung der Tatsachen, die uns die Rolle de» LämmleinS auf¬
lädt, das dem polnischen Wolf das Bächlein getrübt hat . Die
Wege der französischen Politik in Oberschlesien
find so krumm und verdächtig , daß es schließlich auch
für die französischen Staatsmänner kein Vergnügen mehr sein
kann, sie vor der Welt zu vertreten , und das es ihnen eine
Erleichterung sein müßte, wenn sie durch irgend einen Kniff
uns zu Helfersherlfern . gewinnen könnten. Diese » An¬
sinnen lehnen wii : höflichst , ^tber entschieden
ab . Der FrisdenSvertrag legt die Entscheidung über die Zu¬
kunft Oberschlesiens auf die Schultern des Obersten Rates , er
mag tun , was er mit seinem Gewissen und mit den übernom¬
menen Verpflichtungen in Einklang bringen kann. DaS ganze
deutsch« Volk in allen seinen Schichten ist einig in der Über¬
zeugung, daß nach Recht und GerechtigkeitOberschlesien unge¬
teilt beim Reiche bleiben müßte, und daß nur diese Lösung
eine wirkliche Lösung der oberschlesischen Frage bedeutet . Aber
wir haben kein Mittel und nicht die Absicht, eine etwa ander »
lautende Entscheidung mit Gewalt umzustoßen, nur mögen die,
bei denen die Entscheidung liegt, auch die schwere Ver¬
antwortung dafür ungeteilt auf sich nehmen !

* polltilcke LtreMchter.
Der frühere Staatssekretär des Auswärtigen und Pa¬

riser Botschafter, FreiherrvonSchön , veröffentlicht
unter dem Titel „Erlebtes " seine politisch interessanten
Erinnerungen . Besonders bemerkenswert sind daraus
die Stellen , die sich mit der bosnischen Anne ! »
tionskrisisdesJahres 1908 befassen. Herr von
Schön enthüllt hier mit aller Rücksichtslosigkeit die Tat¬
sache, daß damals die deutsche Regierung entgegen
den Erklärungendes Reichskanzlers von
Bülow über die Pläne des österreichischen Außenmini¬
sters von Aehrenthal genau unterrichtet gewesen ist. Noch
bedenklicher ist allerdings die für das alte System außer¬
ordentlich kompromittierende Feststellung , daß die kai¬
serlich-deutsche Regierung esschon damalsauf ei -
nen Weltkrieg hat ankommen lassen. „Fürst
Biilow war nicht abgeneigt "

, schreibt Schön , „die Dinge
sich zuspitzen und es auf eine Kraftprobe zwischen dem
Block der Mittelmächte und der noch nicht gefestigten
Tripel -Entente ankommen zu lassen, in der festen Über¬
zeugung , daß keine Macht das Schwert ziehen und Ruß »
länd , wenn es zum Biegen oder Brechen kam , von seiner
angemaßten Höhe heruntersteigen und auch seinen Va¬
sallen Serbien zur Ruhe ermahnen werde." Unser deut¬
sches Volk, das die Sünden einer früheren Zeit mit Hun¬
ger und Entbehrung , mit Sorge und mit Elend jeder Art
abbüßen muß , wird diese Enthüllungen Schöns mit Bit¬
terkeit aufnehmen . Es war ein gefährliches Spiel mit
dem Feuer , das schon damals getrieben wurde . Und wenn
auch das gleiche Sviel mit womöglich noch größerem Eifer
von Frankreich und Rußland getrieben würde , so lag für
uns doch keine Veranlassung vor, uns für österreichische
Annektionspläne in die Nesseln zu fetzen oder gar einen
Krieg gegen dis halbe Welt zu riskieren . Wenn es jemals
für eine aufstrebendeGroßmacht eine Zeit gegeben hat . die
zur Vorsicht und Zurückhaltung mahnen mußte , so war
es das erste Jahrzehnt dieses Jahrhunderts . Für die
Schuldfrage bildet die Feststellung des Freiherrn von
Schön keine neue Korrektur. Das Wort Lloyd Georges ,
daß letzten Endes alle Staaten in gewisser Hinsicht am
Ausbruch des Krieges schuld sind, darf als das Urteil
gelten , das auch von der Geschichtsschreibungals das ein »
zig zutreffende übernommen werden wird .

Politisch war unser Verhallen im Jahre 1908 von der
schlimmsten Wirkung für uns . Rußland , dessen eitler
Außenminister Jswolski sich besonders gekränkt fühlte
und seitdem seiner Abneigung gegen Deutschland keine
Zügel mehr auferlegte , hat uns das Eintreten für Öfter -
reich-Ungarn nicht vergessen und die damals erlittene
diplomatische Niederlage nie verschmerzt.

Was den Ausbruch deS Weltkrieges betrifft ,
so erklärt auch Freiherr von Schön die Nachrichten über
französische Fliegerangriffe auf Deutschland für unwahr
und verurteilt ferner den Einmarsch in Belgien
als einen schweren politischen Fehler . Seine
Antwort auf die Frage nach - er Schuld lautet : „Alles in
allem ist Deutschland nicht frei von Schuld , aber es ist
nicht schuldig in dem Sinne und in dem Umfang , in dem
es belastet wird."

Die reaktionäre Presse hat eine Zeit lang systematisch
versucht, das Kabinett Wirth als ein Kabinett „von
Frankreichs Gnaden " hinzustellen . Nun . die Tatsache»
selbst haben wohl inzwischen auch den verblendetsten Reak¬
tionär davon überzeugt , daß man viel eher non einer
ganz speziellen Ungnade reden kann, die auf dem Kabi¬
nett Wirth lastet . Ms jetzt hat Frankreich trotz aller schö¬
nen Worte seines Ministerpräsidenten noch nicht im ge¬
ringsten erkennen lassen, daß es den ehrlichen Willen de»
Reichskanzlers auch durch ein Entgegenkommen in der
Praxis zu belohnen gedenkt. Im Gegenteil ! Wo Frank-
reich es nur irgend vermag , wirft es uns Knüppel zwischen
die Beine . Und es vergeht kaum ein Tag , der uns nicht
neue Beweise der französischen Feindseligkeit offenbart .Wenn die Sanktionen am Rhein demnächst aufgehoben
werden sollten , und wenn — was ja heute noch völlig
zweifelhaft ist — in der oberschlssischen Frage eine Ent¬
scheidung fallen sollte, die uns auch nur einigermaßen
günstig ist, so werden wir wissen, daß es wahrlich nicht
die verständnisvolle Einsicht Frankreichs ist, der wir sol¬
ches verdanken . Daß trotz alledem die Reichsregierung
die Geduld nicht verliert und immer wieder ein erträg¬
liches Verhältnis zu Frankreich anzubahnen sucht, ist klug
und weise . Denn schließlich müssen wir uns - och einmal
mit Frankreich im Interesse beider Länder einigen .
Und je eher diese Verständigung kommt, um so besser füt
beide Teile !

Das Deutschtum Ln Nongreh-
Dolen .

DAJ . Unter diesem Titel erscheint soeben im Ausland - und
Heimat -Verlag , Stuttgart , Neues Schloß, ein neuer Band dev
Schriften des Deutschen Ausland-Jnstituts , den der bekannte
Führer des Deutschtums ' in Kongreß-Polen , Adolf Eichler,
geschrieben hat . Es ist ein Buch, das gerade in der jetzigen
Zeit ein ganz besonderes Interesse beanspruchen darf : Be¬
mühen sich doch die Polen , in den von ihnen neu erworbenen,
ehemals preußsichen Teilgebieten das Deutschtum in jeder
Weise zu unterdrücken, ohne daran zu denken, daß sie uw
eigentlichen Kongreß-Polen die Blüte ihrer Landwirtschaftund industriellen Entwicklung deutscher Tatkraft und deutscherArbeit zu verdanken haben. Eichler gibt einen Abriß der Ge¬
schichte des Deutschtums in Kongretz -Polen von der erste«
deutschen Einwanderung an und zieht auch namentlich pol¬
nische Urteile über den Erfolg der deutschen Kolonisation al»
Beleg heran . Er beschreibt die Rolle der deutschen Fürsten al»
Städtegründer , des deutschen Krakau, des deutschen Warschau,die kolonisierenden deutscher Ritter , und Mönchsorden, die Art
der deutschen Stadtanlage und die Ausbreitung des deutschen
Rechts in Polen , geht auf die wirtschaftlichen und namentlich
religiös -kulturellen Strömungen im Reformattons -Zeitalter
ein und zeigt die systematische Vernichtung des Deutschtum»
während der Verfolgungszeiten, die auch einen Rückgang deS
polnischen bürgerlichen Lebens mit sich brachte . Der deutschen
Not im niedergehenden Polen stellt er das preußische System
gegenüber , das aus dem verwahrlosten Westpreußen ein
blüherÄes und schönes Land inachte und das wirtschaftliche Le¬
ben, das Schulwesen , die Wissenschaften und das geistige Leben
beträchtlich hob . Eichler schildert sodann die letzte deutscheWauern -Kolonisation im 18. und zu Beginn des 19. Jahrhun¬derts , die Schwaben -Kolonien bei Lodz und Warschau, und vor
allen Dingen die deutschen Jndustrieschöpfungen, die aus Lodz
ein polnisches Vtanchester machten und wo deutsche Tatkraft ,
deutscher Erfindungsgeist und deutscher Wagemut aus einem
kleinen Neste eine Tuchmacherstadt von Weltruf zu schaffen
verstanden . Besondere Kapitel werden sodann der Geschichte
des Deutschtums in Kongreß-Polen während deS Krieges ge¬widmet , sowie dem Wiederaufbau und der Rolle deS Deutsch¬tums in Neu -Polen .

Das Eichlersche Werk kommt gerade jetzt zurecht , wo die Po .
ken sich bestreben, auch weite Kreise des blühenden Oberschle¬
sien in ihre Gewalt zu bekommen . Es zeigt so recht, wie
überall , wo deutsch « Tatkraft sich^ mgehemmt entfalten konnte,das Land zu großer Blüte entwickelt wurde, wie aber auch
überall , wo Polen mit rauher Hand eingrisfen, diese Blüte
systematisch vernichtet wurde und das Land in raschen Verfall
geriet . Das Eichlersche Buch weist aber auch, wie notwendig
eS gerade vom polnischen Staatsinteresse aus wäre, wenn di«
Polen ihr fleißiges und unermüdliches Element polnischer
Staatsbürger deutscher Nation ungehemmt und ungehindert
arbeiten ließen und wie sehr eine gerechte Behandlung der
Deutschen zum Nutzen deS polnischen Staatswesens ausschla.
gen würde .

Diese Studie über das Deutschtum in Kongreß-Polen wird
namentlich in den deutschen Bezirken des Ostens, wo man a»
Polen grenzt , mit Interesse und Verständnis gelesen werden,
sie gehört aber als ein Dokument glänzender Leistungen de»
Auslandsdeutschtums in alle deutschen politischen und kultu¬
rellen Bibliotheken in Schule und Hau» und namentlich ia>
die Hand unserer AuSlanbsdeuischen .



lpolitiscke Neuigkeiten.
Die Latente und Gberscblesien .

London, 29. Juli . Reuter meldet, in maßgebenden Londo¬
ner Kreisen ist die Ansicht vertreten , daß Deutschland nach dem
Versailler Vertrag das Recht habe, die französische Forderung
Wegen des Truppentransportes abzulehnen und diese Ange¬
legenheit, in der es einen Bruch des Vertrages erblickt, den
drei Mächten zur gemeinsamen Entscheidung zu unterbreiten ,
sei es beim Obersten Rat , sei es in einer anderen Form . Wei-
terhin wird die deutsche Auffassung in maßgebenden Kreisen
dahin ausgelegt , daß die Annahme der Entscheidung einer ein¬
zelnen Macht einer Zerreißung deS Vertrages gleichkomme .

London, 29. Juli . Wie Reuter erfährt , war die Note, die
gestern abend von der britischen Regierung an Frankreich ge-
sandt wurde, in versöhnlichem, aber gleichzeitig energischem !
Ton gehalten. Der erste Teil wiederholt die Ereignisse, die
seit der Überreichung der französischen Note an Deutschland
am 16. Juli ohne vorherige Verständigung mit den Alliierten
sich abgespielt haben. Das wäre das erste Zeichen des Aus.
einandergehens der Politik der Zusammenarbeit , wie sie bis¬
her befolgt wurde . Die . Note bringt das Erstaunen zum Aus-
druck, daß die britische Regierung bei der Änderung der Hal¬
tung der französischen Regierung empfand und erinnert daran ,
daß doch im Frankfurter Zwischenfall im April des letzten Jäh -
res MWerand die endgültige Zusicherung gegeben habe, daß
die französische Regierung keine selbständigen Maßnahmen
über Fragen ergreifen würde, die sich auf gemeinsame Inter ,
«ffen der Alliierten beziehen. Die Note drückt sodann die Ent¬
täuschung aus über den offensichtlich unfreundlichen Ton dev
letzten Note der französischen Regierung . Es widerstrebe der
englischen Legierung , zu glauben , daß ein solcher Ton auch
unfreundliche Absichten seitens der französischen Regierung
«inschlietzt . Großbritannien Hab« der französischen Regierung
schon viele Konzessionen gemacht , und sei bereit, solche auch
Weiterhin zu machen . Es sei aber Großbritannien absolut un¬
möglich , Maßnahmen Mt zu heißen, die unvermeidlich die
Grundlagen der Allianz erschüttern könnte»». Die britische
Regierung fühle sich verpflichtet, anzufragen , welche Erklärung
die französische Regierung für ihr Verhalten geben will, denn
so lange diese Frage nicht geklärt sei, sei es schwer, zu sagen,
auf welcher Grundlage die Zusammenarbeit der Alliierten
fortgesetzt werden könnte.

London, 29. Juli . Die Lage, die durch die letzte französische
Bedingung über die Truppensendung nach Oberschlesien ent¬
standen ist, wird in hiesigen unterrichteten Kreisen ohne jeden
Vorbehalt als überaus ernst bezeichnet . Die immer wieder
verbreitete Behauptung , daß eine Einigung zwischen England
und Frankreich erfolgt sei, hat noch niemals so der Begrün¬
dung entbehrt wie gerade in dem Augenblick .

Berlin , 36. Juli . Amtlich wird bekannt gegeben : Angesichts
der herrannahenden Entscheidung über das Schicksal Ober ,
schlesiens hat die Reichsregierung im Verein mit der preußi¬
schen Regierung beschlossen, in enger Fühlungnahme mit der
Bevölkerung Oberschlefiens dahin zu wirken, daß die Bewoh¬
ner des Landes sich Pichste Zurückhaltung auferlegen , um zu
ihrem Teil dazu beizutragen , eine sachliche Entscheidung zu
«rinöglichen. Es gilt, der Welt ein Beispiel dafür zu geben,
wie ein Volk durch seine Selbstbeherrschung der sachlichen Lö-
sung einer Frage von so großer Tragweite dient . Die Reichs¬
regierung richtet diese Mahnung nicht nur an die Schlesier,
sondern an das ganze deutsche Volk und erwartet , daß jeder s
der der deutschen Sache dienen will, .ruhiges Blut bewahrt
und sich der Ruhe und Verantwortung bewußt bleibt, hie uns
der Augenblick auferlegt .

Die Dilksaktion in Rußland.
Riga , 26 . Juli . Das von der Rigaer Sowjetmiffion heraus¬

gegebene amtliche Blatt „Novy Putj "
(Neuer Weg) akzeptiert

den vom kürzlich aus Rußland zurückgekehrten Vertreter des
«stländischen Roten Kreuzes, Ewald Amende gemachten Bor -
schlag zur Hilfeleistung für das hungernde Rußland . Es be¬
zeichnet den folgende vier Punkte umfassenden, in der „Rigai¬
schen Rundschau" erschienenen Morschlag als ausführbare Pro¬
position, die reale Resultate zeitigen müßte . Erstens : die Ar¬
beit in Rußland , der Ernpfang und die Verteilung der Le¬
bensmittel , muß in den Händen von Organisationen liegen,
die in Sowjetrußland Autorität besitzen und in ihrer Arbeit
nicht behindert werden dürfen . So z . B . die Moskauer Ouä -
kerorganisation in Verbindung mit Maxim Gorki und einem
nerigegründeten Hilfskomitee. Solange die Sowjetmacht be¬
steht , ist die Tätigkeit des russischen Roten Kreuzes in Paris ,
sowie anderer nicht unpolitischer Organisationen in Rußland
ausgeschlossen . Zweitens : Für die Arbeit in Westeuropa und
Amerika, die Beschaffung von Geldsummen , Lebensrnitteln , die
Regelung des Transports u . a . erfolgt ein Zusammenschluß
aller in Frage kommenden Organisationen und Persönlichkei¬
ten zu einer Arbeitsgemeinschaft zwecks rationeller Durchfüh¬
rung der Arbeitsverteilung . Drittens : Da bis zum Schluß
der Schiffahrt nur noch eine kurze Zeitspanne und Hilfe so¬
fort erforderlich ist, soll in Genf oder an einem anderen inter¬
nationalen Orte eine Konferenz aller für die Hilfstätigkeit
in Betracht , kommenden Organisationen wie beispielsweise des
internationalen und des nationalen Rotekreuzkomitees, des
Völkerbundes, des Ouäkerhauptkomitees zusammentreten zur
Ausarbeitung eines Aktionsplanes für die Sammelpropaganda
usw.

" BiertenS : In allen Staaten bilden sich dem Roten
Kreuz angegliederte Komitees zum Zwecke der Organisationen
der Hilfeleistung der betreffenden Länder .

Kurze polit. Nackrichten.
Berlin , 29 . Juli . In der Frage des Anschlusses deS Eisen,

»cher Landes an die Provinz Hessen -Nassau sprach eine Abord¬
nung aus Eisenach beim preußischen Ministers des Innern
vor. Der Minister verwies die Erschienenen auf den Artikel
18 der Reichsverfassung, der allein die Voraussetzungen regele,
unter denen Gebietsveränderungen der Länder erfolgen kön¬
nen . Die frühere preußische Regierung habe gelegentlich einer
kleinen Anfrage in der Landesversammlung im Oktober 1920
erklärt , daß, falls von thüringischer Seite der Wunsch einer
wirtschaftlichen oder politischen Bngliederung an Preußen ge¬
äußert wird, die preußische Regierung ihrerseits der Erfüllung
solcher, von der breiten Bevölkerungsmasse getragenen Wünsche
kein Hindernis in den Weg legen werde.

Stuttgart , 29 . Juli . Der württembergische Landtag hat sich
heute bis zum Herbst vertagt , nachdem zuvor das vielumstrit -
lene Pfarrerbesoldungsgesetz angenommen , jedoch die dazu
gehörende Deckungsvorloge abgelehnt wurde . Zu der deshalb
befürchteten Regierungskrise ist es nicht gekommen. Die Re¬
gierung erklärte , daß sie im Herbst eine neue Deckungsvorlage
einbringen werde. Der Beitrag des württembergischen Staates
zur Neckarkanalisierungs-A .-G . von 30 Millionen Mark wurde
angenommen .

Dublin , 29 . Juli , über die heutige Sitzung des Sinnfeiaer -
kahinetts wird strengstes Stillschweigen gewahrt . Dem Ver¬
nehmen nach war die Sitzung von entscheidendem Charaktter
für den Fortgang der Verhandlungen . Es wird angenommen ,
daß sich die Sinnfeiner über die Grundsätze für die Berufung
.einer offiziellen Konferenz geeinigt haben. Es wird keine wei -
Irre Sitzung des Sinnfeiner -KabinettS abgehalten werden, be¬
vor De Balera Lloyd George erneut Mitteilung gemacht habe.
Wenn dann eine Grundlage für die Konferenz gefunden wird,
so wird in der nächsten Zeit eine Vollsitzung des Sinnfeiner¬
parlaments abgehaltetn werden, in der Bevollmächtigte für
weitere Verhandlungen ernannt werden sollen.

Kristiania , 28 . Juli . Die Rostow meldet aus Moskau, ein
Zug mit Delegierten des Gewerkschaftskongresses erlitt auf
der Kursier Bahn einen furchtbaren Unfall . Von den Dele¬
gierten wurden Strumat und Gelbrich-Deutschland, Hewlet-
England , Konstantinow -Bulgarien , Freemann -Australien und
der Vorsitzende des Vorstandes der russischen Bergarbeiter ,
Sergejew , getötet.

Wadiscke Nbersickt.
Vadiscber Landtag .

Eine politische Debatte .
entspann sich gestern im Landtag , als die Interpellationen
der Abgg Strobel (Soz . ) und Mayer (D . -Natl .) bei der Be¬
ratung des 3. Nachtrags verhandelt wurden . Der erster «
befaßte sich mit den in der Presse wiederholt erörterten Waf¬
fenfunden im Baulande und der Geheimorganisation Escherich
in Baden, während die etwas umfangreich geratene Inter¬
pellation Mayer von unzulässigen Eingriffen des Ministeriums
des Innern in die Rechtspflege sprach . (Siehe auch Bericht.)

Bolle drei Stunden währte die Debatte . Der Justizminister ,
sowie der Minister des Innern beantworteten zunächst aus¬
führlich die von den Abgg. Strobel und Mayer begründeten
Interpellationen und griffen dann auch mehrmals in die De¬
batte ein, die zeitweise recht lebhaft geführt wurde . Da sich
die Sprecher der Koalitionsparteien , die Abgg . Leser, Witte¬
mann und Marum von den Antworten der Minister für be¬
friedigt erklärten , standen nur die Deutschnationalen , für welche
die MW . Mager und Mayer das Wort nahmen , in striktem
Gegensatz zur Regierung .

Der Justizminister stellte als Grundsatz auf , daß in schwe¬
bende Gerichtsverfahren nicht eingegriffen weiden dürfe . Den
Staatsanwälten gebühre Anerkennung für ihre rasche Tätig ,
keit . Dem Justizministerium sei von einem Eingriff des
Ministeriums des Innern in die Rechtspflege nichts bekannt.
Das Verfahren in Froiburg sei nicht zu beanstanden . Eine
Verletzung gesetzlicher Vorschriften sei nicht vorgekommen.

Interessante Einblicke in das in Baden stattgefundene Trei¬
ben der Anhänger der Escherich-Organisation gab Minister
Remmele unter großer Aufmerksamkeit des Hauses . Darnach
befand sich die Landesleitung in Karlsruhe , welche die Grup¬
penleitungen in Baden-Nord, Baden-Mittel und Baden -Süd
dirigierte . Sie verfügte über ziemlich viel Gelder und be¬
diente die Presse mit Informationen . — Aber zu dieser Tä¬
tigkeit der Orgesch -Organisation lag in Baden , woselbst sich
die politischen Verhältnisse von allen deutschen Ländern noch
am besten konsolidierten, nicht die geringste Veranlassung vor,
weshalb der Minister des Innern mit Recht erklärte , für den
Schutz der Bevölkerung zu sorgen, ist Aufgabe des Staates ,
nicht einer privaten Organisation .

So zeigte denn die Verhandlung dieser beiden Interpella¬
tionen , daß unserem jungen Staatswesen »roch mancherlei Ge¬
fahren drohe, daß sie ober überwunden werden können, wenn
man allerseits gewillt ist, die demokratische Republik Baden
anzuerkennen und ihr die Möglichkeit der politischen und wirt¬
schaftlichen Fortentwicklung nicht zu unterbinden .

vr . Karlsruhe , 29 . Juli . Das Haus setzte vormittags die
Beratung des Ertragssteuergesetzes fort .
. Abg . Fischer -Meisenheim (D .-Natl .) erklärte sich als Gegner
des Gesetzes , - a Landwirtschaft und Gewerbe die Lasten nicht
tragen könnten. Den Minister bat er, seine llnterbeamten
anzuweisen , nicht so schroff gegen schuldlos säumige Steuer¬
zahler vorzugehen. Redner setzte sich dann mit der Sozial¬
demokratie auseinander und brach zum Schluß eine Lanze für
den i»»ländischen Tabak.

Abg. Weitzhaupt (Zentr .) sprach von einer kurzen Lebens¬
dauer des Gesetzes. Für die Länder sei es kein Vorteil , daß
sie ihre Finanghoheit fast verloren heben ; auch würden die
Gemeinden und die Steuerzahler selbst benachteiligt. D «S
tritt zu tage bei den Rückvergütungen. Das Gesetz weise zu
viel Steuerfüße auf . So hätte für landwirtschaftliche und
gewerbliche Betriebe der gleiche Satz genügt . Der Steuersatz
für klassifizierte Grundstücke (2)4fach) sei zu hoch, der fürGebäude (einfach) zu niedrig . Redner empfahl gleich¬
falls Entgegenkommen der Steuerbeamten gegenüber
den Steuerzahlern .. Die Industrie , fuhr er fort , fei
günstiger gestellt als das Handwerk und ganz be¬
sonders die Landwirtschaft. Es Werde Aufgabe der Organi¬
sationen sein, auf Einrichtung der Buchführung in . der Land¬
wirtschaft zn dringen . Die Lage der letzteren würde vielfach
überschätzt . Man denke nur an die Kosten für Erneuerung
der Geräte , an die hohen Löhne und daran , daß der Landwirt
kein sicheres Einkommen hat und mit Mißwachs rechnen muß.
Die Umwandlungsprodukte sollten sämtlich steuerfrei sein
und der Stichtag für die Steuerveranlagung zweckmäßiger auf
den 1. April statt 31 . Dezember festgelegt werden . Man habe
im' übrigen keine Gewähr , wie sich in Zukunft die

Preise gestalten werben- Gut weggekommen im
Ertrags - und Verteilungssteuergesetz seien die gro¬
ßen Städte . Die schwachen Landgemeinden verdienten des¬
halb hinsichtlich des Ausgleichsstocks weitgehende Berücksich¬
tigung . Daß der Redner heute mit schwerem Herzen dem
Gesetze zustimnrt, habe seinen Grund darin , daß den notleiden¬
den Gemeinden unbcingt geholfen werden muß.

Finanzminister Köhler : Die Schwierigkeiten der Verhält¬
nisse haben es nicht zugelaffen, Erfahrungen zu sammeln und
allen Wünschen und Bedenken Rechnung zu tragen . Es ist
auch erklärlich, daß wir uns auch bezüglich der Auswirkungder Gesetze heute nicht mit der nötigen Klarheit bewegen kön¬
nen . Die Regierung wird die Vorgänge auf dem Wohnungs .
markt eingehend verfolgen, um bei einer notwendigen Ände¬
rung zur Stelle zu sein. Die mir unterstellten Steurrbeamtrn

muß ich gegen allgemein grhallene Vorwürfe in Schutz nehmen.M »« darf diese » ihr Amt nicht noch schwerer machen . (Sehrrichtig. ) Übergriffe wevden geahndet. Redner fuhr fort : Bon»«irrem Minister , der für die Gelder zu sorgen hat, darf mm,
nicht verlangen , daß er Steuerhinterzieher schützt. (Sehr
richtig. ) Dazu gehören unrichtige Angaben . Die Steuer -moral ist derart gesunken, daß mit allen Mitteln dagegen an-
gekämpft wevden muß . Es ist das Wort vom Sparen gefal¬len . Hier muß gefragt werden, wo eingesetzt werden karr».Bei den oberen Beamten ? Diese find nicht zu übermäßig be.
zahlt . Das vorliegende Gesetz sei aus der Not geboren. Mldiesem Zusammenhang verwies Redner auf die furchtbare«
Zustände in der Natur , die uns mit Schrecken an die nächstenMonate denken lassen . Die Finanzen des Reiches streifenderklärte der Minister , daß neben dem Verbrauche auch der
Besitz in erhöhtem Maße wird herangezogen werden . Sollte «
sich bei diesem Gesetz Unerträglichkeiten in der Praxis
ergeben^ indem eine Wirtschaftsgruppe sich einseitig belastet
fühlt , so mögen die Parteien einig sein, dieselben zu besei¬
tigen . (Beifall .)

Abg . Rückert (Soz .) wandte sich gegen den Abg Fischer und
schloß mit der Hoffnung , daß das Gesetz zur Stabilisterungder Gemeindefinanzen beitragen möge.

Abg Reck (Dem .) ist trotz schwerwiegender Bedenken für da»
Gesetz, da es sich um den Bestand des Staatsganzen handle.
Redner kann sich der Auffassung nicht verschließen, daß die
Verhältnisse auf dem Lande ein gemäßigtes Vorgehen der
Steuerkommissare erwünscht mache .

Der gleichen Meinung ist der Abg. Seuberl (Zentr .).
Abg. Fifcher-Meißenhheim (D .-Natl .) bemerkte, Unwissenheit

könne doch nicht der Steuerhinterziehung gleichgeachtet werden.
Abg. Frendenberg (Dem . ) : Wurden die Sonderinteresseu

von jeder Seite so liberal vertreten worden sein wie von nur ,da hätte das Gesetz schon vor Monaten verabschiedet werden
können. Die Landwirtschaft hat im Ausschuß viel günstiger
abgefchnitten, als es die Regierungsvorlage vorsah . Die Wir¬
kung des Gesetzes hängt ab von der wirtschaftlichen und Poli¬
tischen Entwicklung. Wir sind sofort dabei, wenn es Unzuträg .
lichkeiten zu beseitigen gilt .

Abg. Mayer -Karlsruhe (D .-Natl .) meinte , daß der Wahl¬
kampf schon in diesen Verhandlungen seine Schatten vorauS-
werfe . Redner trat den Angriffen gegen den Abg. Fischer
entgegen, dem es nicht einfalle , der Steuermoral das Wort zureden . Was die Ersparnisse anlange , so wisse man , daß kern
Beamter im Luxus lebe . Wir wenden uns aber gegen da»
beträchtliche Anschwellen des Beamtenkörpers im Reiche .

Abg. Dr . Schofer (Zentr . ) : Die Steuerbeamten stehen im
direkten Dienst der Erhaltung von Volk und Vaterland . Sie
verdienen , soweit sie sich in den Grenzen der Vorschriften
halten , die weitgehendste Unterstützuirg. Die Kritik kann sich
nur auf Einzelfälle beziehen. Die Verfehlungen beruhen
hauptsächlich aus Irrtum und Unkenntnis der Bestimmungen ,
die selbst dem Saldierten Mühe machen . Erwägenswert er-
scheint die mündliche Aussprache. Schuld an der großen Zahl
der oberen Beamten ist die Überproduktion an Gebildeten .
Darum ein Halt hinter der Obersekunda und vor der Universi¬tät . Nur die Tüchtigen sollen aufsteigen können, und der Be.
amtenstand würde dadurch nur gewinnen . Aber hier könne
has kleine Baden nicht allein Vorgehen . Die Anregung müßte
sich das ganze Reich zu eigen machen .

Abg . Dr . Baumgartner (Zentr .) stellte gegenüber dem Abg.
Fischer fest , daß die oberen Beamten keineswegs in ihrer Le¬
benshaltung zu beneiden seien.

Abg. Habermehl (D .-Natl . ) : Der Abg . Freudenberg hat das
Nötige für die Industrie gesagt, wenn ich auch seine Hoffnung
auf eine bedeutende Erhöhung der G >ewerbesteuerkapitalien
nicht teile . Die Lage der Schmuckwarenindustrie ist heute die
denkbar schlechteste.

Abg. Dr . Schofer (Zentr .) nahm einige Bemerkungen de»
Vorredners zum Anlaß , zu erklären , daß er ihm nicht de«
leisesten Vorwurf aus seiner Haltung zum Gesetz« mache . Er
habe sich vielmehr über seine freie Meinungsäußerung im
Ausschuß gefreut . Das Urteil Habermehls über die Zukunft
sei wohl das vorsichtigere. Darum möge man es auch ver¬
stehen, wenn wir von den Sorgen der Landwirtschaft reden.

Rach kurzen Erklärungen der Abgg . Dr . Glöckner (Den».)und Mayer -Karlsruhe (D .-Natl . ) wuÄe das Gesetz mit allen
gegen die Stimmen der Deutschnationalen Abgg. Mayer , Ma .
ger und Fischer angenommen.

ES folgt der Bericht - es Abg. Frendenberg (Dem .) über das
Stenerverteilungsgesetz .

Abg- Frendenberg (Dem .) berichtete: Das sog. Verteilungs¬
gesetz regelt die Verteilung der Einnahmen und Lasten zwi¬
schen Land und Gemeinden . Das Reich hat die Verpflichtungübernommen , für diejenigen Steuern , die Gemeinden und
Länder nicht mehr erheben dürfen , die Beträge zu erstatten ,die Land und Gemeinden im Steuerjahr 1919 (vom 1 . April
1910 bis 31 . Dezember 1920 ) erhoben haben und gesteht ihnen
für die nächsten drei Jahre über diese Beträge noch einen Zu¬
schlag von 25 Prozent zu . Hinsichtlich der Verteilung de»
SchUlanfwandes hat sich der Ausschuß entschieden , daß da»
Land ab 1 . April 1920 den gesamten persönlichen, schulgesetz¬
lich gebotenen Schulauftvand , die Gemeinden den fachlichen
Schulaufwand tragen sollen ; die Gemeinden sollen außerdemden über das schulgefetzlich Gebotene hinausgehenden Aufwand
übernehmen . Von 360 000 Schulkindern fallen 270 000 aufdie Landgemeinden und nur 90 000 auf die Städte . Der Be-
lastungsschiüffel der Ertragssteuer ist im wesentlichen der¬
selbe wir beim Grundvermögen und Gewerbebetrieb . Der
Ausschuß hat der Schaffung eines Lastenausgleichsstocks -uge-
stimmt, der vom Ministerium des Innern verwaltet wird .Bei Feststellung des Voranschlags müssen mindestens zweiMillionen vom Staate für den Lastenausgleichsstockeingestelltwerden . Im Ausschuß fand das Steuerverteilungsgesetz bet
der endgültigen Abstimmung einhellige Aufnahme .

In der allgemeinen Beratung erklärte
Abg. Dr . Baumgartner (Zentr .), das die Gemeinden auf

finanziellem Gebiete größere Selbständigkeit haben müs¬
sen. Die Schule soll nicht eine Staats -, sondern eine Gemeinde¬
einrichtung fein und die Gemeinden sollen an der Schule in¬
teressiert bleiben. Wir begrüßen , daß die Bürgerschulen bei¬
behalten werden.

Abg. Rückert (Soz .) : Meine Fraktion wird dem Gesetz ihre
Zustimmung erteilen . Von der Erhaltung der Lebensfähig¬
keit der Gemeinden haben wir uns bei der Beratung des Ge¬
setzes leiten lassen. Wir haben beantragt , die persönlichen
Schullasten ganz aus das Land zu übertragen , weil die Städte
auf anderen Gebieten ungeheuere Ausgaben haben .

Abg. Frendenberg (Dem . ) : Das Gesetz wurde weniger voa
der finanzpolitischen, als von der kulturellen Seite betrachtet.
Eine Bevormundung der Gemeinden durch das Ministerium
auf - diesem Gebiete darf nicht stattfinden . Die Selbstverwal¬
tungskörper müssen erhalten werden ; durch dieses Gesetz
werden sie in die Lage versetzt , ihren Aufgaben gerecht zu
werden.

Abg. v . Mayer -Karlsruhe (D .-Natl .) : Wir könnerü dem
Gesetz nur zustimmen, möchten aber wünschen, daß Geld zum
Verteilen vorhanden fein wird . Nachdem wir vorhin da» Er -



, ^ - - 5-t. abgelehrit habe« . hat eS keinen Smn . wem,
Mtt: diesem Gesetz zustimmen . Wir werden uns deshalb der
Stimme enthalten.^ DaS Gesetz wurde in erster Lesung einstimmig angenommen
„ jStimmenthaltung des Abg. v . Mayer ; die Abgeordneten
Eirl und Habermehl stimmten dafür .

Schluß der Sitzung 1 Uhr.
Nächste Sitzung heute nachmittag 3 Uhr.

kr!

Der Landtag befaßte sich in seiner Nachmittagssitzung zu-
pichst mit dem Gesetzentwurf betr. Änderung deS Gesetze»
Ler die Aufbesserung der gering besoldeteu Pfarrer au»
Staatsmitteln . Die Gelder , nämkich 360 000 M. für den ka»
«« fischen, 300 000 für den evangelischen und 8000 M . für Len
Indischen Kultus werden künftig der Kirchenbehörde direkt

- bezahlt, ohne daß ein Nachweis über ihre Verwendung ge-
edert wird.
Die Vorlage fand ohne Aussprache einstimmige Annahme.
Dann verhandelte das Haus über die Beanstandungen der

Jüdischen Besoldungsordnung seitens des Reichsfinanzmini .
Meriums und die dadurch notwendig gewordenen Änderungen .

In die Berichterstattung teilen sich die Avgg . Marum (Soz .)
»nd Leser (Dem .) . Die Gehaltsgrenze in Gruppe 13 wurde
Erhöht , um die betr . Beamten nicht schlechter zu stellen als
Iie des Reiches und anderer Länder .

Abg. Ihrig ^
(Dem . ) betont, daß ein leistungsfähiges Beam¬

tentum gut bezahlt werden müsse .
Ähnlich äußert sich der Abg. Mayer -Karlsruhe (D .-Natl .)
Abg . Warum (Soz .) : Eine erneute Teuerungswelle wird auch

« ne erneute Änderung des Besoldungsgesetzes bedingen . Man
«ruß dabei besonders der niedersten Gruppen gedenken.

Abg . Baumgartner (Zentr . ) : Auch mich hat es eigentümlich
Gerührt, daß man in Berlin Einspruch gegen die Einstufung
Ger Gewerbe- , Handels - , Real - und Musiklehrer erhob. Das
kann nur daher kommen, daß der betreffende Referent die ba-
Gischen Verhältnisse nicht kennt. In Baden liegen die Ver-
Gältnifse hinsichtlich der Vorbildung anders wie in Preußen .
Hoffentlich ist 'die nachdrückliche Vorstellung der Regierung
»on Erfolg begleitet. Auch wir werden für Besserstellung der
mittleren und Unteren Gehaltsstufen eintreten .

Die Vorlage wurde sodann in erster und zweiter Lesung
Kustimmig angenommen.

Nachdem noch die Vorlage betr . 'Eingemeindung von Aue
it Durlach in erster und zweiter Lesung genehmigt war ,
tzte das Haus die Beratung deS dritten Nachtrags fort .
Lbg. Strobel (Soz .) begründet die Förmliche Anfrage wegen

Bestehens von Orgefchorganisationen in Baden . Es han¬
delte sich um eine Bewegung , die sich über ganz Deutschland
erstrecke und ihren Sitz in München habe . Man suche d,e
friedliche Wiederaufbauarbeit zu stören, die Waffenfunde am
Bodensee und anderwärts zeugten für eine wohlvorbereitete
Organisation , nicht für einen Klub der Harmlosen . Redner
pellte unter Beifall fest , daß Baden von allen Ländern im
« eiche die schwierige Situation am besten überwunden hat .
Das Gerede von der kommunistischenGefahr in Baden sei ein«
Erfindung der Reaktion. Aus dem Hinterlande wurden aber
Bälle von Terrorismus gegen Leute berichtet, die auf seiten
»er Regierung stehen . Desgleichen seien von gewisser Seite
Waffenschiebungen begünstigt worden. Redner fuhr fort : Wenn
Wieder einmal die Forderung auf Bewaffnung des Proletariats
« hoben werde, so dürfte sie zweifellos weit mehr Anhänger
gewinnen als es zuweilen der Fall war . Wir beklagen das
zu langsame Vorgehen der Staatsanwaltschaft und verlangen ,
daß die Regierung in energischer Weise alles tut , um die
Ktörer der inneren Ordnung zurecht zu weisen. >

Abg . 0 . Mayer-Karlsruhe (D .-Natl . ) begründete die Förm¬
liche Anfrage seiner Fraktion , welche zum Gegenstand hat , daß
das Ministerium deS Innern in unzulässiger Weise in die
Rechtspflege rin gegriffen habe. Es handle sich um Vorkomm¬
nisse in Mosbach, wo das genannte Ministerium versucht habe»
der Staatsanwaltschaft Weisungen zu erteilen , sowie um un -
Gesetzliche Behandlung zweier inhaftierter Personen in Frei¬
burg . Das Gefühl der Rechtssicherheit müsse wieder herge¬
pellt werden. (Ohorufe links.)

Justizminister Trunk : Ich muß mir bei Beantwortung der
Anfrage Strobel Beschränkung auserlesen , um nicht in schwe-
bende Verfahren einzugreifen . Wegen der Waffenfunde am
Bodensee und in Osterburken hat die zuständige Staatsanwalt¬
schat sofort eingegriffen . Die Rechtspflege, das muß ihr ge-
M werden, darf sich um die Politik nicht kümmern . (Lebhafte
Zustimmung .) Ihre Aufgabe ist lediglich , die Ahndung straf-
Gesetzlicher Verstöße. Die Untersuchung darüber , wer als Be.
teiligter bei den Waffenfunden im Sinne der 8s 168 ff. in
Betracht kommt, ist noch nicht abgeschlossen , und ich vermag
daher als Justizminister keine weitere Erklärung abzugeben.
Daß Waffen aus Württemberg und Bayern eingeführt worden
seien , trifft nicht zu. Dem Justizministerium ist von einem
Angriff des Ministeriums des Innern in die Rechtspflege
nichts bekannt Die Untersuchungsstellen in Freiburg u . Mos.
bach wurden befragt und hahen verneinend geantwortet . Auch
hinsichtlich der Behandlung der beiden inhaftierten Personen
m Freiburg , die im Verdachte standen, Leiter der Gruppe Ba.
den -Süd einer geheimen Organisation zu sein , sei in keiner
Weise gegen gesetzliche Vorschriften verstoßen worden . Auch
sei bezüglich der Beschlagnahme von gewissen Konten und von
einer Bermögensbeschlagnahme überhaupt nicht die Rede ge.
Wesen . Mit dem Generalstaatsanwalt nehme ich für die Justiz
in Anspruch , daß nur nach Recht und Gesetz verfahren wird ,
niemals nach politischen Gesichtspunkten. In den zur Rede
stehenden Fällen sei mit der vollsten Raschheit gearbeitet wo»
den . Einen Eingriff in die Rechtspflege würde ich auf da »
schärfste zurückweisen . (Lebhafter Beifall .)

Minister Remmele : Kein Atom der Hetze, die seit Wochen
durch das Lund geht, ist an uns haften geblieben. Wir habe«
Nichts getan, was einem Eingriff in die Rechtspflege gleich-
käme. Die deutschnationale Taktik ziele darauf ab, den Mi¬
nister des Innern , der zufällig der Sozialdemokratie angehörk,
bei jeder Gelegenheit einer Unkorrektheit zu zeihen, um ihn so
»on den bürgerlichen Parteien zu isolieren . Der Minister er¬
klärte mit Nachdruck, daß der Schutz der öffentlichen Sicherheit
Sache der Landesregierung sei und sogenannte Selbstschutz »»
«anisationen nicht geduldet werden könnten . Das größte Ver¬
dienst der Waffenbeschlagnahme bestehe darin , daß in diesem
Zusammenhänge die Esthersch -Orgpuisation in Baden auf -
gedeckt wurde. Der Redner ging des näheren darauf ein : Die
Leitung bestand aus zwölf vom Redner namentlich aufgefüh »
ten Personen , die in skandalöser Weise über die politischen
Verhältnisse in Baden nach München berichteten. Die mitge.
teilten Einzelheiten riefen oft stürmische Heiterkeit hervor . Die
Regierung, so fuhr der Redner fort , ist sich ihrer Pflicht gegen¬über den verbotenen Selbstschutzorganisationen bewußt. Je
wehr das Volk entwaffnet und je besser die Polizei organisier ,
At, desto größer wird die innere Sicherheit sein. An die A»
boiterschaft möchte ich die Bitte richten, sich von kommunisti.
scheu Elementen nicht irreleiten zu lassen . Mit der Verschlim¬
merung der Ernährungslaze infolge der großen Dürre wer¬
ben wohl neue Komplikationen Heraufziehen. Wir wollen dem« bettenden Volke die Existenzmittel geben, und solange die
oeoaltt ' -' : ' oetteht, wird Ordnung herrschen.

In der Aussprache stellte der Abg. Leser (Dem .) sgp, daß
die drei Koalitionsparteien bewiesen haben, daß sie Hie Archein Baden aufrecht zu erhalten vermögen. Mit den Aussüh .
rungcn von der Regierungsbank , fuhr der Redner fort , sindwir völlig einverstanden. Nirgends in Baden wird eS einen
Staatsanwalt geben, der nicht nach Gewissen und Gesetz Han»
delt. Von einer Beunruhigung der Bevölkerung kann nichtdie Rede gewesen sein, jedenfalls nicht vor Einbringung deS
Antrages Mayer . (Sehr richtig.)

Abg . Wittemann (Zentr .) : Die Anfrage Mayer -Karlsruhe
hat emer fetten Ente den Kragen abgedreht und den Beweis
geliefert , daß der Vorwurf des Ministers gerechtfertigt gewesenwar . Wir billigen die Haltung der Regierung .

Wg . Marum (Sc^ .) : Wir freuen uns über die RegierungS .
erklärung und vertrauen den beiden Ministern , daß sie alles
getan haben, um die Republik gegen rechts und linkst zu
schützen. Wir behalten uns vor, nach Abschluß des Verfahrenseine nochmalige Würdigung der ganzen Angelegenheit anzu¬
schneiden . Mit der loyal gehandhadten Entwaffnung sind wir
durchaus einverstanden aus inner - und außenpolitischen Grün¬
den. Redner schloß : Wir find befriedigt, daß so schnell durch-
gegriffen wurde, und erwarten von der Regierung , daß sie zum
Schutze der Republik nach der bisherigen Weise verfahre .

Abg. Mayer -Karlsruhe (D .-Natl . Vp.) vertritt die Ansicht ,
Laß die Organisation Escherich vor dem Verbot infolge deS
Ultimatums nicht als geheime Organisation anzusprechen war .Den zwölf Leuten die Achtung abzusprechen, muß ich mir
verbitten . (Heiterkeit. ) Personen , die Waffen verborgen Hai-
ten , sind mir immer noch lieber als Denunzianten . (Nner -
hört .)

Minister Remmele : Die badische Escherich-Organisation hatim Gegensatz zu Preußen und Sachsen nicht öffentlich, sondernmit chiffrierten Briefen rein militärischen Instruktionen und
Stafettenverbindungen gearbeitet .

Justizminister Trunk erklärte gegenüber Lein Abg. Mayer ,daß ein Karlsruher Staatsanwalt mit dem Osterburker
Falle nichts zu tun hatte . Dieser war Sache des Oberstaats¬anwalts in Mosbach. Redner legte nochmals dar , daß in allem
korrekt Verfahren wurde. Es sei auch niemand länger In
Haft behalten worden, als eS unbedingt gerechtfertigt war .

Nach weiteren Bemerkungen des Abg . Mayer -Karlsruhe
(D .-Natl . Vp . ) , der Minister Trunk und Remmele sowie den
Schlußworten der Antragsteller wurde die Sitzung abgebro¬
chen . — Eingegangen war inzwischen ein Gesuch der Han¬delskammer Schopfheim betr . die Besteuerung der Wasser¬
kräfte.

Nächste Sitzung Montag 3 Uhr. — Schluß 8 Uhr.

Gehässige Arampkesweise .
Der »Badische Beobachter " schreibt :
„In Nr . 176 der „Bad. 'Rundschau" fröhnt die „Südd . Ztg ."einmal wieder in ganz besonderer Weise der Gewohnheit einer

persönlich-gehässigen Kampfesweise, indem sie in einem mit
VV . gezeichneten Artikel den ihr von jeher besonders verhaßtenDr . Reinfried , Mitarbeiter des „Bad. Beobachter" und deS
„Staatsanzeigers " in der gehässigsten Weise herunterreißt .Nur angedeutet sei, daß sie sich dazu zunächst eines Aufsatzesbedient, der in den Histor. politischen Blättern erschienen ist,der u. G. in der berechtigten oder unberechtigten, jedenfalls
teilweise stark subjektiven Kritik —> wir wollen uns darüber
nicht weiter auSlassjen — die Form nicht gewahrt hat , die katho.
tische Publizisten unbedingt einander schuldig sind , zumal so-
wohl Dr . Reinfried als der Mtarbeiter der Histor. pol. Mat -
ter ( auch des „Beob.

'l sich in den Gedankengängen christlicher
Wirtschaftspolitik bewegen . Zur Strafe daf̂ r werden die
Ausführungen der Histor . polit. Blätter in dem deutschnatio¬nalen Matt für persönlichen Stank zu einem Artikel benützt,der dem einzige« Zweck dient, Dr . Reinfried persönlich eines
auszuwischen. Das ist ja eine sehr „verdienstliche" Arbeit der
deutschnationalen Opposition, die Männer , die mit ihrem Na¬
men hervorzutreten wagen, herunterzureißen , wenn sie nichtder deutschnationalen Ideologie dienen . Selbstverständlich
wagt der Verfasser des Artikels der Rundschau im Gegensatz
zu dem Verfasser in den Histor. polit. Blättern und zu Dr .
Reinfried nicht , seinen Namen zu seiner „Arbeit " zu setzen ;es könnte sich ja sonst zeigen, daß es sich um einen neidvollen
Kollegen handelt. Das charakterisiert dessen Gesinnung . Dr .
Reinsried wurde bekanntlich schon während des Krieges wegenseiner besonderen Eignung und wissenschaftlichen Vorbildungals Vertrauensmann zun: Verkehr mit den in Deutschland sich
aufholtenden jungen Türken als Dolmetscher verwendet. Er
gab auch Kurse in der türkischen Sprache an der Technischen
Hochschule, wozu er 1916 von der Bad . Regierung als Dozentberufen wurde , wie er denn im Türkischen, Persischen und
Arabischen mit Auszeichnung promoviert hat, darnach als
Orientalist anzusprechen ist, und stets in lebendigem Verkehrmit Orientalen gestanden hat . Sein anonymer Angreiferaber bringt es fertig , von Tw . Reinfried zu schreiben , er sei
jüngst nach Berlin berufen worden zwecks Verhandlungen über
die Annahme einer Stelle als Regierungsrat tm AuswärtigenAmt mit Aussicht auf Verwendung als Botschaftsrat in Kon¬
stantinopel oder Angora, mit dem weiteren Zusatz. „Dr .Reinfried hat nämlich auch Türkisch aus Büchern gelernt ".Könnte die persönliche Gehässigkeit und unsachliche Absicht deS
HerunterreißenS in gröberer Form dokumentiert werden , als
durch diese Ausdrucksweise ? Aber solche Mitarbeiter flüchten
sich zurzeit in die deutschnationale Presse, weil dort an per-
sönsicher Gehässigkeit einfach alleS erlaubt iir. Wir verwahrenuns gegen «ine solche niedrige Art des politischen Kampfe-
und überlassen solche Hochwerstgen Mtarbeiter , wie den anony¬men Herrn der sich vor dem Risiko seiner Namensnen¬
nung scheut und sich dadurch selbst kennzeichnet, während er
«inen tn wetten Kreisen geschätzten Publizisten angreift , gernder deutschnationalen Presse."

Lu dem Grohkeuer in Lökklngen .
gehen uns folgende Einzelheiten zu : Durch das Brandunglücktn Löffingen wird die Katastrophe in Sunthausen in de »
Schatten gestellt . Kurz Nach zwei Uhr brach im Herrschen
Hause rechts vom Tor Feuer au», das sich derartig schnellausbroitete , daß in kurzer Zeit ein großer Teil der mittle -
ren Stadt in Flammen stand. Infolge des starken Ostwin -
des ergriffen die Flammen noch den höher gelegenen OrtSteil ,wo zuerst das Anwesen des Schreiners Münzer in der Ober¬
stadt erfaßt wurde. Es war ein ähnliches Bild, sine seinerzeitin Donaiueschingen im Jahre 1908. Es war kein Wunder , daßbei dem herrschenden Wassermangel die Lokalisierung des
Brandes sehr erschwert wurde. Immerhin geboten der Brand¬
giebel der Post und das massive Rathaus dem weiteren Um¬
sichgreifen des Feuers einen gewissen Halt . So konnten die
Häuser rechts gegen das Rathaus und die Post erhalten blei¬
ben . BtS fünf Uhr nachmittags waren 36 Häuser niedcrge -
brauut . — Sie liegen sämtlich links vom Rathaus an der
Straße nach der Wittenschnee-Kapelle bis an den Waldrand ,der oberhalb die Stadt umläuint . Abgebrannt sind an grö¬
ßeren Gebäuden u . a. die Weiuhandbung von Dhoma , daS
Haus des Bürgermeisters und die Sparkasse. An dieser Stelle
konnte, dank dem tatkräftigen Eingreifen der Donaueschinger

Feuerwehr ein Weitergreifen deS Feuers verhindert werden.
> Die Feuerwehren der Umgebung waren voltzäPig mit ihrenSpritzen und Leitern zur Hilfeleistung herbeigeeilt. 'Hervor-

ragenden Anteil an den LSscharbeiten nahmen auch die Arbei-
Ir » deS Sägewerks Benz. Auch die Motorspritze der Papier -
fabrik Neustadt hat sehr umsichtig und erfolgreich daS Feuer
bekämpft . Sie schöpfte aus einer Quelle bei der Lösftnger
Kirche Wassermengen, batte aber noch weit mehr leisten kön-
nen, wenn eben mehr Wasser Vorhanden gewesen wäre . Gegen
sechs Uhr traf eine Hundcrtmannschaft aus Donaueschingenein, zu gleicher Zeit konnte die Hauptgefahr als beseitigt gel-ten . An der Brandstätte weilten auch der Oberamtmann von
Neustadt und der 'Direktor der Neustädtcr -Papierfabrik , wel¬
chen beiden Herren hohes Lob gebührt für die umsichtige Be¬
kämpfung des Feuers . Leider machten sich manche das schwere
Unglück ihrer Mitmenschen zunntze, und stahlen. Von der:
Gendarmerie konnten verschiedene Personen deswegen fcstge»
nommen werden . Dem Brand ist auch viel Vieh zum Opfer
gefallen , genaue Angaben fehlen aber noch darüber . Soweit
bisher feftgestellt werden konnte,Menschen bei dem Brand
nicht zu Schaden gekommen . Man sammelte abends daS Vieh,
stellte es unter Bewachung und fütterte es gemeinsam. Auch
die geretteten Fahrnisse wurden auf einen Platz zusammen ,
getan . Eine gemeinsame Bewachung der geretteten Fahrnisse
»st eingesetzt worden.

Die sonst so freundliche Landschaft bietet das Bild eine»
Wüsten Trümmerhaufens , dem noch immer Rauchwolken ent¬
steigen. Groß ist die Not, und schwer der Schaden. Viele
Beweise der Nächstenliebe sind bereits gegeben worden, aber
noch mancher Hilfe wird es bedürfen , um den vom Brande Be¬
troffenen über die erste Not hinwegzuhelfen.

über die Ursache des Brandes liegen keine genauen Angaben
vor . Man spricht in Lösungen davon, daß Kurzschluß dev-
Brand verursachte. Andere Leute behaupten, daß beim Heu¬
erbladen Zigaretten geraucht wurden . Die näheren Angabe»
kann aber erst die amtliche Untersuchung erbringen .

Ikrurze Oackricbten aus Waden<
Eisenbahnverkehr.

< Wegen starken Obstverkehrs ist die Annahme von Eil - und
Frachtgutwagenladungen nach Bühl (Baden ), OtterS -
Weier und Steinbach (Baden ) bis auf weiteres gesperrt .
Von der Sperre ausgenommen sind Lebensmittel, Brennstoffe,
Baustoffe und Packmaterial für Obstsendungen.

Um den Ferienreisenden aus Richtung Sigmaringen und
Friedrichshafen den Anschluß an den Feriensonderzug Kon¬
stanz—Offenburg zu ermöglichen , wird dieser Zug am 19. Au¬
gust und 2. September entgegen dem bereits veröffentlichten
Fahrplan als Nachzug zu dem Schnellzug I) 169 Konstanz
ab 8,10 vormittags , Offenburg an 12ch1 nachmittags, ge¬
fahren .

l>2 . Mannheim , 27. Juli . Heute nachmittag kam vor dem
hiesigen Schöffengericht die Klage des ReichstagSabgeordnetea
Geck gegen den Schriftsteller Lederer zum Austrag , der Weih¬
nachten 1920 im „ Revoluts.är " einen angeblichen Brief GeckS
veröffentlicht . hatte, ' r auch in etwa 70 Zeitungen nachgedruckt
wurde , und in welchem Geck das Verhalten der Mehrheits -
foziaüsten vor und während des Krieges verurteilte und seinem
Bedauern darüber Ausdruck gab . Trotzdem Geck , sobald er
von diesem Plagiat erfahren hatte , die Urheberschaft ableug-
»ete , blieb Lederer in einer Zuschrift an den „Vorwärts " da¬
bei, daß er daS Original in den Händen habe. Eine Klage
wegen Urkundenfälschung wurde von der Staatsanwaltschaft
obgelehnt . In der heutigen Verhandlung wurde versucht , in
mehrstündiger Beweisaufnahme und ausfiihrlichem Plaidoyer ,
wobei auch Kläger und Beklagter ausführlich zu Worte kamen,
die Gutgläubigkeit Lederers nachzuweisen . DaS Urteil lau -
tet auf drei Wochen Gefängnis und Veröffentlichung desselben
im » Revolutionär " .

L>2 . Pforzheim , 28. Juli . Die organisierte Arbeiterschaft
der Pforzheimer Schmuckwarenindustrieist in eine neue Lohn¬
bewegung eingetreten . In 13 Versammlungen wurde die Fo»
derung nach einer Lohnerhöhung entsprechend den jetzigen
Teuerungsverhältnissen gestellt . — Die Mitglieder des Zentral¬
verbandes der Angestellten nahmen in einer am Dienstag ab¬
gehaltenen Versammlung Stellung zu der demnächst eintre -
lenden Verteuerung der Lebensmittel und beschloß einstimmig,die Gehaltssätze des Tarifs vom 1 . Mai auf 1 . Oktober zu
kündigen.

LlaalSÄNzeLger.
Unterricht im Hufbrschlag betr.

Der nächste Lehrkurs an den Hufbeschlagschulen zu Mann¬
heim, Karlsruhe , Freiburg und Meßkirch wird am 6. Septem -
der d. I . begannen.

Gesuche um Ausnahme sind alsbald an den Vorstand de»
jenigen Schule zu richten , welche der Gesuchsteller besuchen
will . Auskunft über die Aufnahmebedingungen, über die
Kosten des Unterrichts und den Lehrplan erteilen auf Anfrage
die Bezirksämter .

Karlsruhe , den 25 . Juli 1921.
Ministerium des Inner «.
Der Ministerialdirektor:

Arnold . Brau «,

Den Betrieb der Apotheke in Gondelsheim betr.
Die persönliche Berechtigung zum Betriebe der Apotheke i«

Gondolsheim (Amt Breiten ) wird zur Bewerbung ausgeschrie¬
ben . Die Übertragung der Konzession auf die Gemeinde Gon-
Lelsheim bleibt Vorbehalten .

Bewerbungen find unter Anschluß der erforderlichen Zeug¬
nisse binnen vier Wochen hierher einzureichen .

Karlsruhe , den W. Juli 1921.
Ministerium des Innern .

Der Ministerialdirektor:
I A . : Rein . Zeller.

Bekanntmachung.
Auf Antrag der technischen Auffichtskommission für die Un-

tcrsuchungs - und Prüfstelle des Deutschen Azetylenvereins
und unter den von ihr mitgeteilten Bedingungen werden die
Azetylenapparate System „Wcko" der Firma Wendland chi
Koch, Apparatebau und Klempnerei, Altona, gemäß § 12 ünd
14 der Azethlenverordnung vom 23. Oktober 1914 in jeder¬
zeit widerruflicher Weise für Baden »«gelassen und zwar in
der Gböhe I nach 8 12 a . .a . O . unter Thpennummer f 66 und
in den Größen l —III nach 8 14 a . a . O . unter Thpennummer
^ 62 unter gleichzeitiger Befreiung aller Größen von den
Bestimmungen der Ziffer 8 und 16 Absatz 1 Satz 1 der tech¬
nischen Grundsätze auf Grund des § 28 a . a. O.

Karlsruhe , den 23. Juli 1921 .
BadischeS Arbeitsministerium.

Der Ministerialdirektor:
I . A . : Ritzman « . Fuch».
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Erd » und Betonarberte »
zur Herstellung des Kraft »
und Schiffahrtskanals bet
Ilvesheim zu vergeben :

1. Erdbewegung 160008
cbm ,

2. Betonarbeiten 3500
clxn ,

Unterlagen bei Strecken«
bauleitung Mannheim -
Feudenheim (Schule) ein¬
zusehen , daselbst Abgabe
der Angebotsvordrucke ge¬
gen Gebühr von 40 Mark .
Versand nach auswärt »
ausgeschlossen .

Angebote, verschlossen u.
postfrei, mit Aufschrift
„ Angebot auf Erd » und
Betonarbeiten " bis spate¬
sten » 22. August lfd. JS „
vormittags 11 Uhr, an da»
Neckarbauamt Heidelberg»
Riedstratze 2, einzureichen,
woselbst die Öffnung der
Angebote erfolgt . U.373H
Heidelberg, 28 . Juli 1921.
Neckarbauamt Heidelberg.

Z
o
Z ,

Z

lllkSllllöl Sllllll
LIngerabltss Kapital: 260 Istlllionon dl.
stüekstellungen: 80 dlillionsn dl.

l» Is6»da »»ung« » In Oscisa :

OlsnnkeUni ss » eisleldei ' g
kneidui 'g i. 8 . ss XvnslsnL

Lor^fältigs Krlsdî unZ »Ilse
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51 äcI1iLcke 5 Konrentkaus .
Loimtag , den 31 - suli 1921 .
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Sonntag , den 31 . Juli , vormittags von 9 — 12 Uhr :
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sucht auf 15 . September
oder später , 26 Jahre alter ,
solider Mann , ledig, durch¬
aus bewandert in der ka-
meralistischen Buchführung
und allen vorkommendea
Büroarbeiten , an selbstän¬
diges Arbeiten gewohnt .

Saubere Handschrift .
1 a Zeugnisse .
Offertten unter K. 483 an

die Expedition der Karls¬
ruher Zeitung .

L. 2
Nmnsos «-, LUpsen -, Tleinksuen -

unsi Vsvkilvvlsoi ' sndottvn

unter Lusickerung solider und sauberer Ausführungbei « SSigsu Kvulue « . Besonders günstige Be¬
dingungen bei Kspui -aluvau und vnibuursu .

Verlag von Herder 8 To. S .ni b.H., Freibülg i.Br .
Or. E. Baumgartner

Ministerialrat und Vortragender Rat im badische »
Ministerium drS Kultus und Unterricht», Kattsruh «
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(IV u . 40 S .) Mark 3.50 und Zuschläge
Da » Büchlein, rin Sonderabdruck aus dem von Or . Herm .

Sacher in Verbindung mit verschiedene » Fachmännern
herausgegebenen Buch« „Der Bürger im Volksstaat" , ist in
seiner klaren, gemeinverständlichen Form rin unentbehrlicher
Wegweiser für jeden Staatsbürger , der sich über sein« staats¬
bürgerlichen Recht « und Pflichten und sein« Stellung -um
Staat «, dessen Wesen und Aufgaben klar sein will . Es
sollte in der Hand jedes im politischenLebentätigen Mannes
und jeder ihrer staatsbürgerlichen Rechte sich bewutztenFra «,
vor allem aber in der Hand jedes VolkserzieherS sein .
K^ 62

Kaiserstraße 42
Herderschr Buchhaudlüug, Smlsnche. Herrenfiraße 34

Zu beziehen durch die
Literarische Anstalt . Frciluirg i. Br „

MgerW Mtspslege .
Streitige Gerichtsbarkeit.

N -355 .2 .2 Karlsruhe . Die
Ehefrau des Schuhmachers
Georg Leonhard genannt
Friedrich Müller , Katharina
ged . Jörder in Künzelsau ,

Prozetzbevollmächtigter :
Rechtsanwalt Or . Kull -
mann in Karlsruhe , klagt
gegen ihren Ehemann Ge¬
org Leonhard genannt Fried¬
rich Müller , früher zu Pforz¬
heim , zur Zeit unbekannt
wo , unter der Behauptung ,
dass der Beklagte sich im
September 1905 unbekannt
wohin entfernt und sich
seit dieser Zeit nicht mehr
um seine Frau und vier
Kinder gekümmert habe ,
mit dem Anträge auf Schei¬
dung der am 26 . November
1898 in Ziegelhausen ge¬
schlossenen Ehe aus Ber »
schulden des Beklagten und
Verurteilung des Beklagten
zur Tragung der Kosten .
Die Klägerin lädt den Be¬
klagten zur mündlichen
Verhanvlung des Rechts¬
streits vor die II . Zivil -
kammer des Landgerichts
zu Karlsruhe aus Freitag ,

den 18. November 1921 »
vormittags 9 '/, Uhr, mit der
Aufforderung , sich durch
einen bei diesem Gerichte
zugelassenen Rechtsanwalt
als Pcozetzbevollmächtigten
vertreten zu lassen .

Karlsruhe , 27 . Juli 1921 .
Der Gerichtsschreiber

des bad. Landgerichts.

MUBekanntMAnW

Nil AliMt MHt .
Die Eisenbahn - General ,

direktion Karlsruhe sucht
für vorübergehende Be¬
schäftigung 6 jüngere , int
Hochbaufach durchaus be¬
wanderte Bauführer für
Mannheim , Heidelberg ,
Karlsruhe und Offenburg .
Geprüfte Hochbauwerk¬
meister erhalten den Vor¬
zug . Ebenso einen künstle¬
risch befähigten , besonder »
auch im inneren Ausbau
erfahrenen Architekten für
Karlsruhe . Bezahlung
nach den Bestimmungen
des Tarifvertrags für die
Angestellten beidenNeichs -
u . den preußischen Staats¬

verwaltungen . Bewer¬
bungsgesuche mit Lebens¬
lauf und Zeugnissen sind
innerhalb 8 Tagen an di«
Eisenbahn . Generaldirek -
tion Karlsruhe , Friedrichs »
platz , einzurcichcn . UL74 .2
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